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Tagesordnungspunkt:

Neues Positionspapier "Die Förderung von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen 
der stationären Jugendhilfe und der Schutz ihrer Freiheits- und Persönlichkeitsrechte"

Beschlussvorschlag:

Der Landesjugendhilfeausschuss Rheinland beschließt das Positionspapier "Die Förderung 
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der stationären Jugendhilfe und der 
Schutz ihrer Freiheits- und Persönlichkeitsrechte". 
Dieses Positionspapier ersetzt das Positionspapier "Pädagogik und Zwang" von 2007.

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

B a h r - H e d e m a n n



Zusammenfassung: 

 

Das in 2007 vom Landesjugendhilfeausschuss Rheinland verabschiedete Positionspapier 

„Pädagogik und Zwang“ bedurfte einer Überarbeitung. Hierbei sollten die Ergebnisse der 

Runden Tische „Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“ und „Sexueller 

Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen 

Einrichtungen und im familiären Bereich“ Berücksichtigung finden. Ebenso galt es, die 

damit verbundenen Veränderungen des Bundeskinderschutzgesetzes einzuarbeiten und 

die im Schwerpunkt juristische Perspektive des Positionspapiers „Pädagogik und Zwang“ 

um eine pädagogische Perspektive zu ergänzen.  

 

Die Förderung und der Schutz der Freiheits- und Persönlichkeitsrechte von Kindern und 

Jugendlichen nehmen in dem nun überarbeiteten Positionspapier einen Schwerpunkt ein. 

Da gerade diese Themen im Kontext der freiheitsbeschränkenden und 

freiheitsbegrenzenden Unterbringung von größter Wichtigkeit sind, erfolgt eine 

entsprechende Ausarbeitung der Rahmenbedingungen im „Rheinischen Modell“. 

 

Ein Redaktionsteam um Frau Prof. Dr. Julia Zinsmeister der TH Köln, bestehend aus 

Einrichtungsleiterinnen und Einrichtungsleitern der stat. Jugendhilfe, Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Dezernats Soziales und des LVR-Landesjugendamtes Rheinland, hat sich 

mit den Fragestellungen der Kinderrechte, der Partizipations- und Beschwerdeverfahren 

und den Zusammenhängen zwischen Autonomie, Macht und Zwang befasst.  

Hieraus entstand das neue Positionspapier „Die Förderung von Kindern und Jugendlichen 

in Einrichtungen und der Schutz ihrer Freiheits- und Persönlichkeitsrechte“. Das neue 

Positionspapier fordert zu einer differenzierten Auseinandersetzung und reflektierten 

Haltung auf. 



 

Begründung der Vorlage Nr. 14/1029 
 

Gerade für die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in freiheitsbeschränkenden 

oder freiheitsentziehenden Formen müssen fachlich alle notwendigen pädagogischen, 

personellen, räumlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen beschrieben sein. Nur so 

ist die Förderung der Kinder und Jugendlichen und der Schutz ihrer Freiheits- und 

Persönlichkeitsrechte zu gewährleisten.  

Mit den fachlichen Ausführungen und den beschriebenen Mindestvoraussetzungen im 

neuen Positionspapier erhalten die Träger und belegenden Jugendämter Sicherheit in der 

Planung und Durchführung freiheitsbeschränkender und freiheitsentziehender 

Maßnahmen. 
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